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Rundschreiben Nr. 561/2017        
 
Zulässigkeit einer kommunalen Wettbürosteuer; 
Urteile des Bundesverwaltungsgerichts vom 29. Juni 2017 
 
 
Kurzfassung: 
Das Bundesverwaltungsgericht hat entschieden, dass eine Wettbürosteuer als kom-
munale Aufwandsteuer grundsätzlich zulässig ist, und in diesem Kontext verschiedene, 
über den konkreten Fall hinausgehende grundsätzliche Ausführungen zur Zulässigkeit 
und den Grenzen der Erhebung örtlicher Aufwandsteuern getätigt.  
 
Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) hat am 29. Juni 2017 in drei Urteilen ent-
schieden, dass eine Wettbürosteuer als kommunale Aufwandsteuer grundsätzlich zu-
lässig ist. Es hat sich in diesem Zusammenhang auch zum Spannungsfeld der örtli-
chen Regelungskompetenz auf der einen und bestehenden Bundeskompetenzen auf 
der anderen Seite geändert.  
 
Im konkreten Fall beurteilt das BVerwG die kommunale Wettbürosteuer als unzulässig, 
da der vor Ort gewählte Flächenmaßstab die Steuergerechtigkeit verletzt. Die schriftli-
che Urteilsfassung liegt (Anlage) nunmehr vor.  
 
In den Leitsätzen stellt das BVerwG heraus: 
 
1. Bei einer Steuer, die das Wetten in Einrichtungen besteuert, die neben der Annah-

me von Wettscheinen (auch an Terminals o. Ä.) auch das Mitverfolgen der Wetter-
eignisse auf Monitoren ermöglichen (Wettbüros), handelt es sich um den Typus ei-
ner örtlichen Aufwandsteuer im Sinne des Art. 105 Abs. 2a GG. 
 

2. Eine solche Wettbürosteuer ist nicht mit der Sportwettensteuer nach § 17 Abs. 2 
RennwLottG gleichartig im Sinne des Art. 105 Abs. 2a GG, wenn sie sich in erheb-
lichen Steuermerkmalen von dieser unterscheidet und nach einer wertenden Ge-
samtbetrachtung ein Eingriff in die Steuerkompetenz des Bundes nicht gegeben ist 
(wie BVerwG, Urteil vom 11. Juli 2012 - 9 CN 1.11 - BVerwGE 143, 301). 
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3. Eine Gemeinde darf auch dann nicht durch Lenkungsmaßnahmen und damit mittel-
bar gestaltend in den Kompetenzbereich des Bundesgesetzgebers eingreifen, wenn 
sie dessen Gesamtkonzeption als defizitär erachtet. 
 

4. Für eine Vergnügungssteuer in Gestalt einer Wettbürosteuer bildet der Wetteinsatz 
den sachgerechtesten Maßstab. 

 
Sachverhalt  
 
Mit der 2014 neu eingeführten Vergnügungssteuersatzung besteuert die beklagte Stadt 
das Vermitteln oder Veranstalten von Pferde- und Sportwetten in Wettbüros, d. h. Ein-
richtungen, die neben der Annahme von Wettscheinen das Mitverfolgen der Wetter-
eignisse, u. a. durch Liveübertragung, ermöglichen. Steuerschuldner ist nach der Sat-
zung der Betreiber des Wettbüros. Bemessungsgrundlage ist die näher definierte Ver-
anstaltungsfläche. Der Steuersatz beträgt für jeden Kalendermonat 250 € je 20 m² 
Veranstaltungsfläche. 
 
Drei Kläger, die in der beklagten Stadt Wettbüros betreiben, wandten sich gegen ihre 
Heranziehung zu der Steuer. Sie sollen - abhängig von der Größe der Veranstaltungs-
fläche ihrer Wettbüros - 1.000 und 1.250 € monatlich zahlen. Das VG Gelsenkirchen 
und das OVG Nordrhein-Westfalen haben die Klagen abgewiesen. Das BVerwG hat 
ihnen nunmehr stattgegeben. 
 
Entscheidungsgründe 
 
Das BVerwG stellt zunächst fest, dass das OVG Nordrhein-Westfalen zu Recht davon 
ausgegangen sei, dass es sich bei der von der Beklagten erhobenen Wettbürosteuer 
um den Typus einer örtlichen Aufwandsteuer im Sinne des Art. 105 Abs. 2a GG han-
dele. Mit der neuen Steuer solle der über die Befriedigung der allgemeinen Lebensfüh-
rung hinausgehende Aufwand - das Wetten in einem ortsansässigen Wettbüro - be-
steuert werden. Sie knüpfe an die Belegenheit des Wettbüros im Gemeindegebiet an, 
so dass der erforderliche örtliche Bezug gegeben sei. Dass der Wetteinsatz für einen 
außerhalb des Gemeindegebiets ansässigen Wettveranstalter entgegengenommen 
wird und der Wettvertrag zwischen Wettveranstalter und Wettkunde nach zivilrechtli-
chen Maßstäben möglicherweise außerhalb des Gemeindegebiets zustande kommt, 
sei für den örtlichen Bezug der Wettbürosteuer unerheblich. Die Steuer sei auch aus-
drücklich als indirekte Steuer ausgestaltet und darauf angelegt, dass sie auf den Wett-
kunden als den eigentlichen Steuerträger abgewälzt wird. 
 
Das OVG Nordrhein-Westfalen sei ebenfalls ohne Rechtsverstoß davon ausgegangen, 
dass die Satzung nicht gegen das Gleichartigkeitsverbot des Art. 105 Abs. 2a GG ver-
stoße. Nach der Rechtsprechung des BVerwG sei dabei der eigenständige Inhalt des 
Gleichartigkeitsbegriffs nach Art. 105 Abs. 2a GG mit Blick auf die besondere Funktion 
der Norm zu bestimmen, die den Gemeinden das Steuerfindungsrecht erhalten sollte, 
aber gleichzeitig eine Steuer ausschließt, die auf örtlicher Ebene Bundessteuern 
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gleichkommt. Insbesondere soll nicht eine Gemeindeumsatzsteuer oder Ähnliches ge-
schaffen werden dürfen. Das bedeute, dass die Merkmale der jeweiligen Aufwands-
teuer mit der in Betracht kommenden Bundessteuer nach Steuergegenstand, Steuer-
maßstab, Art der Erhebungstechnik und den wirtschaftlichen Auswirkungen zu verglei-
chen seien. Erfülle sie die Kriterien des herkömmlichen Gleichartigkeitsbegriffs, bedür-
fe es einer umfassenden Bewertung aller Merkmale der jeweiligen Steuer.  
 
Dabei sei das kommunale Steuerfindungsrecht in den Blick zu nehmen, das nicht der-
art beschnitten werden dürfe, dass Gemeinden neue Steuern nicht erheben könnten. 
Denn ohne eine solche konkrete auf die jeweilige Steuer bezogene Bewertung würde 
die Umsatzsteuer als eine bundesrechtlich geregelte große Verbrauchsteuer jegliche 
auch noch so unbedeutende Besteuerung von Gütern und Dienstleistungen in Ge-
meinden von vornherein ausschließen. Die Schlussfolgerung des OVG, dass ein Ver-
stoß gegen das Gleichartigkeitsverbot mit Blick auf die Pferdewetten- und die Sport-
wettensteuer nach dem Rennwett- und Lotteriegesetz, die Konzessionsabgabe des 
Wettveranstalters nach § 4d des Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in Deutsch-
land (Glücksspielstaatsvertrag - GlüStV) vom 15. Dezember 2011 sowie die den Wett-
vermittler treffende Umsatzsteuer nicht vorliegt, wird vom BVerwG nicht beanstandet. 
 
Bezogen auf die Abgrenzung zur Sportwettensteuer führt das BVerwG aus, dass beide 
Steuern - Sportwettensteuer und Wettbürosteuer - sich zunächst im Steuermaßstab 
sowie in der Erhebungstechnik unterscheiden würden. Entscheidender als diese eher 
rechtstechnischen Unterschiede komme es jedoch auf die unterschiedliche Zielsetzung 
der Steuern und den hiermit zusammenhängenden Unterschied des Steuergegenstan-
des und des Kreises der Steuerschuldner an.  
 
Während die Erhebung der Sportwettensteuer als Verkehrsteuer sich als die an die 
besondere Umsatzart angepasste Ausprägung der allgemeinen Umsatzsteuer auf der 
Endverbraucherstufe darstelle, solle mit der Wettbürosteuer als kommunaler Vergnü-
gungssteuer nur ein eng begrenzter, spezifischer Ausschnitt des Wettgeschehens be-
steuert werden. Von ihr werden nur solche Wetten erfasst, die gerade in Wettbüros 
abgegeben werden, also in solchen Einrichtungen, bei denen die Sportereignisse auf 
Monitoren mitverfolgt werden können. Dabei verfolgt sie ausweislich der Ratsvorlage 
mit der Besteuerung ausdrücklich nicht nur Einnahme-, sondern auch örtliche Len-
kungszwecke. Die beklagte Stadt geht offensichtlich davon aus, dass gerade in Wett-
büros aufgrund deren typischer Ausstattung mit Sitzgelegenheiten und Monitoren eine 
erhöhte Suchtgefahr besteht, die sie bekämpfen will.  
 
Die Wettbürosteuer verstoße nach Darlegung des BVerwG auch nicht gegen den 
Grundsatz der Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung. Dieser verlangt die Beachtung 
der bundesstaatlichen Grenzen und bei der Ausübung der jeweiligen Gesetzgebungs-
kompetenz wechselseitig bundesstaatliche Rücksichtnahme. Konzeptionelle Entschei-
dungen des zuständigen Bundesgesetzgebers dürfen durch Entscheidungen eines 
Landesgesetzgebers nicht verfälscht werden. Dies sei aber vorliegend nicht der Fall. 
Zwar verfolge der Bundesgesetzgeber insofern eine „gesetzgeberische Gesamtkon-
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zeption“, als er mit der im Jahre 2012 eingeführten Sportwettensteuer erklärtermaßen 
den neuen Glücksspielstaatsvertrag der Länder flankieren wollte und zu diesem Zweck 
einen niedrigen Steuersatz von 5 v. H. auf den Wetteinsatz vorgesehen hatte, um den 
Wettveranstaltern im europäischen Vergleich eine adäquate Steuerbelastung zu si-
chern.  
 
Durch die Wettbürosteuer greife die Beklagte aber nicht in unzulässiger Weise in die-
ses Gesamtkonzept ein. Entgegen der Auffassung des OVG könne ein Eingriff aller-
dings nicht schon allein damit verneint werden, dass die Regelungen des Glücksspiel-
staatsvertrages zur zeitlich begrenzten Zulassung von Sportwetten durch konzessio-
nierte private Wettanbieter nach der Experimentierklausel des § 10a GlüStV „gegen-
wärtig nicht praktiziertes Recht“ seien. Zwar treffe diese Einschätzung durchaus zu. 
Das geplante Konzessionierungsverfahren müsse nicht zuletzt angesichts der klaren 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs, der Zweifel an der Transparenz des 
Auswahlverfahrens geäußert hat, tatsächlich als gescheitert betrachtet werden. Dies 
gelte jedoch nicht für die Sportwettenbesteuerung nach dem Rennwett- und Lotterie-
gesetz.  
 
Im Übrigen dürfe eine Gemeinde aber auch dann nicht durch Lenkungsmaßnahmen 
und damit mittelbar gestaltend in den Kompetenzbereich des Bundesgesetzgebers 
eingreifen, wenn sie dessen Gesamtkonzeption als defizitär erachtet. Vielmehr sei es 
dann dessen Sache, entweder sein Regelungskonzept aufzugeben oder "nachsteu-
ernde" Maßnahmen zu ergreifen. 
 
Im Ergebnis habe das OVG aber zu Recht angenommen, dass die Beklagte durch die 
Wettbürosteuer nicht in unzulässiger Weise in die vom Bundesgesetzgeber mit der 
Sportwettenbesteuerung verfolgten Ziele eingreift. Auch dies wird vom BVerwG aus-
führlich dargelegt.  
 
Das BVerwG kommt allerdings zu dem Schluss, dass der von der Stadt gewählte Flä-
chenmaßstab die Steuergerechtigkeit verletze. Den sachgerechtesten Maßstab für ei-
ne Vergnügungssteuer bilde der individuelle, wirkliche Vergnügungsaufwand, hier also 
der Wetteinsatz. Der Rechtfertigungsbedarf für einen Ersatzmaßstab sei nach den 
Darlegungen des BVerwG umso höher, je weiter er sich vom eigentlichen Belastungs-
grund entfernt. Mit dem Flächenmaßstab seien gravierende Abweichungen vom wirkli-
chen Vergnügungsaufwand verbunden, den die Wettkunden tatsächlich betreiben. 
Stattdessen stehe mit dem Wetteinsatz ein praktikabler Wirklichkeitsmaßstab zur Ver-
fügung. 
 

 
Theel       Anlage 

(nur digital) 


